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Zcntratorgan der Sozialdcmohratifchen parte » Oeutfchlands

MilitärtontrolltommWon bis März :
Erst dann Kontrolle dnrch den Völkerbund .

Parks , 1. Dezember . ( ( Eigener Drohibericht . ) Die Londoner

Korrespondenten mehrerer pariser Dlätter , so des �Echo de Paris "
und des »Petit porisien " . erklären am Mittwoch morgen , in London

sei man zu der Ueberzeugung gelangt , bnsj die Aushebung der
Militärkontrolle kaum vor einigen Monaten ,
wahrscheinlich er st im Frühjahr 1327 möglich sein werde . Es
sei anzunehmen , daß man dasselbe Versahren einschlage wie bei der

Aushebung der Luflkontrolle . Man rechnet damit , daß die Reichs -

tegierung in Genf aufgefordert werden wird , sich rasch mit den

Abrüskungsbeslimmungen des versailler Ariedens in den noch
strittigen Punkten in Einklang zu sehen , wenn beim Zusammentritt
des Völkerbundvrals im März sich die votschasterkonserenz dann

befriedigt erklärt habe , würde sofort die Militärkontrolle durch
das neue Znvestigationskomitee des Völkerbundes erseht werden .

veutschlanös vorbehalte zur völkerbunöskontrolle .

London , 1. Dezember . ( TU. ) Der diplomatisch « Korrespondent
des „ Daily Telegraph " veröffentlicht heute folgendes M « -

m o r a n d u m . das die deutsche Regierung bereits vor längerer Zeit
( im Januar 1926 — Red . d. „23, " ) an den Generalsekretär des Völker -

bundes gerichtet hdt :

„ An den Generalsekretär des Völkerbundesl

Di « deutsche Regierung hat auf das sorgfältigste die Beschlüsse
des Völterbundsrates und die anderen Dokumente geprüft , die

sich auf die Anwendung des Artikels 213 des Versailler 2Zertrages
beziehen und die der deutschen Regierung in ihrem Schreiben vom
19. März und 10. . Juni vergangenen Jahres mitgeteilt wurden .
Die deutsche Regierung ist bereit , in Uebereinstimmung mit
Artikel 213 des 23«rsailler 2Z«rtrag «s sich jeder Jnvestigation ( Kon -
troll «) zu fügen , die der Völkerbundsrat . mit Mehr -
heitsbeschluß für notwendig erachtet . Sie ist weiterhin

bereit , jede Erleichterung für die Ausübung dieser

Äomrolltnabnahinen innerhalb der Grenzen des Versailler 2Z«r -

träges zu gewähren . Di « Möglichkeit einer derartigen Kontrolle

gewährt der deutschen Regierung ein gewisses Maß von Schutz

gegen ungerechtfertigte Anschuldigungen .

Die Beschlüsse und die Dokumente , die uns vorliegen , veran -

lassen uns indessen zu folgenden Bemerkungen :

1. Nach Inhalt und Wortlaut kann der Artikel 213 die

Kontrollmaßnahmen
nur in gewissen Fällen

rechtfertigen , nämlich wenn bestimmt « Umstände zu dem Glauben

berechtigen , daß Deutschland es unterlassen Hot, die Verpflichtungen

auszuführen , di « ihm nach den Entwaffnungsbestimmungen des

23ertrages auferlegt sind , aber er kann keine dauernde

oder periodisch sich wiederholend « Kontrolle

rechtfettigen . Die deutsche Regierung setzt voraus , daß die Be -

fchlüsse des Völkerbundsrates ebenfalls auf dieser Anschauung über

den betreffenden Artikel aufgebaut sind . Indessen kann das aus -

sührliche Programm für die Kontrollkommission und ihr zahlreicher

S ' ab den Grund zu der Befürchtung geben , daß die Absicht

beständ «. die von Attikel 213 vorgesehene Kontroll « in «ine be -

ständig « Kontrolle umzuwandeln .

2. Die Maßnahmen hinsichtlich der Einrichtung von

ständigen Kontrollorganen

in entmilitarisierten Zonen .

wie sie im Kapitel S der Beschlüsse des Völkerbundsrates vom

27. September vorgesehen sind , können keine Anwendung

auf die entmllitarisierte Rheinlandzone finden , da die

Rechte des Völkerbundes aus Grund des Artikels 213 auf die

23estimmung « n des fünften Teiles des Versailler 2Z«rtrag «s be «

t hränkt und nicht anwendbar sind insoweit , als der dritte

Teil des llkttrages von Versailles weitergehende Bestimmungen

hinsichtlich desjenigen Gebietes enthält , von dem die Red « ist .

Ferner muß auch in diesem Falle darauf hingewiesen werden , daß

die im Attikel 213 vorgesehene Kontroll « nicht die Einrichtung
eines dauernden Kontrollorganes rechtfertigen kann .

3. Die deutsche Regierung ist b e r e i t . den Mitgliedern der
Kontrollkommission des Völkerbundes jede zur Durchführung ihrer
Aufgaben notwendigen Erleichterungen zu gewähren , aber
die Machtbesugnifse , welche der Kontrollkommission vom Völker -
bund für ihre Beziehungen zu deutschen Behörden und in
gewissen Fällen zu deutschen Bürgern gegeben werden
sollen , gehen beträchtlich über dasjenige hinaus , was die deutsche
Verfassung zuläßt und was zur Erreichung des angestrebten Zieles
notwendig ist . Die deutsche Regierung glaubt nicht , daß einer

Verständigung über diese Punkte besondere Schwierigkeiten im
Wege stehen und behält sich das Recht weiterer Vor -
schläge vor . gezeichnet Stre fem an n. "

Der diplomatische Korrespondent des „ Daily Telegraph " bemerkt

zu dem Memorandum folgendes : Es verlautet , daß die britische
Regierung es ablehne , folgenden ( französischen ) Forderungen zu
entsprechen :

1. Der Errichtung irgendwelcher permanenter Komitees in
der entmilitarisierten Zone , 2. dem Anspruch , daß dem Vorsitzenden
der Völkerbundsunterkommission und seinen Kollegen das Recht zu -
stehen solle , irgendwelche Untersuchungen nach eigenem Gut -
dünken anzustellen , ohne die Instruktionen des Völkerbunds -
rates auf Grund einer Mehrheitsentscheidung abzuwarten .

»

Aus Grund eingehender Informationen kann die Telegraphen -
Union bestätigen , daß der von dem „ Daily Telegraph " gebrachte Text
der Note r i ch t i g . ist . Es handelt sich um den Brief Dr . Strese -
manns an den Generalsekretär des Völkerbundes vom 12. Januar
1926 , auf den Dr . Strefemann kürzlich im Auswärtigen Ausschuß
Bezug nahm . Die Reichsregierung Hält sich auch letzt in vollem Ilm -

fange an die in der Note gebrachten Vorbehalte gebunden .
*

Der Artikel 213 des Friedensvertrages , aus den die Note

Bezug nimmt , lautet :

„ Solange der gegenwärtige vertrag in Kraft bleibt , verpflichtet
sich Deutschland , jede Untersuchung zu dulden , die der Rat des
Völkerbundes mit Mehrheitsbeschluß für notwendig erachtet . "

Die deutsche Auffassung .
Wie die „TelegrapHen - Union " aus Berliner diplomatischen

Kreisen zu der heute durch den „ Daily Telegraph " veröffentlichten
Note der Reichsregierung an den Generalsekretär des Völkerbundes

vom 12. Januar 1926 noch ergänzend erfährt , betrachtet die Reichs -

regierung die Anerkennung der von Deutschland in dieser Note

gemachten Vorbehalte auch heute noch als unerläßliche

Vorbedingung für die Uebertragung des Untersuchungsrechtes an

den Völkerbund . Deutschland ist zwar durch den Artikel 213 des

23ersailler Vertrages gehalten , jede Untersuchung zu dulde », die der

Rat des Völkerbundes mit Mehrheitsbeschluß für notwendig erachtet ,

keinesfalls aber zur Airerkennung der in dem Jnvestigations -

Programm des Völkerbundes verewigten Kontrolle ver -

pflichtet . Die Ausübung einer solchen Kontrolle durch die besonders
von französischer Seite geforderten älements stables ( ständige Kon -

trollorgane ) ist für Deutschland vollständig untragbar .
Aus Berliner diplomatischen Kreisen verlautet übrigens , daß die

Reichsregierung nach dem Eintritt Deutschlands in den Völkerbund

noch einen weiteren vierten Vorbehalt angemeldet habe ,
der den deutschen Anspruch auf völlige Gleichberechtigung
im Völkerbund unterstreichen soll und zum Ausdruck bringt , daß
die deutsche Regierung für sich das Recht fordert , bei Uebernahme
des Kontrollrechtes durch den Völkerbund auch in den Unter -

suchungskommissionen des Völkerbundes vertreten zu sein ,
die für nichtdeutsch « Gebiete in Frage kommen .

Sozialüemotratie unö Reichswehr .
Ein Schritt beim Reichskanzler .

Die Genossen Hermann Müller , Wels ,

Scheidemann , Breitscheid und E g g e r st e d t

hatten heute vormittag mit dem Reichskanzler Marx eine

mehrstündige Besprechung , an . der auch der

Reichswehrminister Dr . Gehler und der Reichsauhen -

minister Dr . Stresemann teilnahmen . Es handelte sich

um die Zustände in der Reichswehr .

Schmutz unö Schund .

Külz kompromittiert sich tveiter .

Die Regierunasparteien suchen nach einem K o m -

p r o m i h sür das Schmutz - und Schundgesetz . Die Tatsache

zeigt , dah Herr Külz nicht daran denkt , das Gesetz zurück -
zuziehen . Herr K ü l z hat betont , daß es sich nicht um sein
Gesetz handle , er habe es lediglich übernommen . Seine

Haltung nach der Niederlage des Gesetzes in zweiter Lesung

zeugt indessen von stärkerem Interesse . Es hängt schließlich
von seiner Entscheidung ab , ob er das Gesetz weiter

betreiben will .

Kann man so verrannt sein , daß man ein so reaktionäres

Gesetz , gegen das alle freiheitlichen Kräfte in Deutschland sich

empören , als demokratischer Minister weiter betreibt , trotz -
dem der Gang der parlamentarischen Verhandlungen eine

Rückzugslinie eröffnet hat ? Herr Külz muß sich von der

offiziellen Korrespondenz der Deutschen Volkspartei sagen
lassen , es sei eine Groteske , daß ein Minister ein Gesetz ein -

bringt , das von der überwiegenden Mehrheit seiner

Partei und Fraktion abgelehnt wird . Ist es nicht eine

Groteske , daß er heute noch daran f e st h ä l t ?

Herr Külz scheint unbelehrbar zu sein . Es scheint ihm

nicht einzuleuchten , welchen gewaltigen Prestigeverlust es für
eine Regierung der Mitte bedeutet , wenn ein solches
Gesetz von ihr mit Hilfe der reaktionärsten Kräfte durch -

gedrückt wird . Ob er wirklich glaubt , daß es sein Prestige
erfordere , an diesem Gesetz festzuhalten ?

Das Kompromiß soll in erster Linie zwischen
Zentrum und Volkspartei ausgehandelt werden . Das

Zentrum will Reichsprüfstellen zugestehen , die Volkspartei
will dafür „ Zugeständnisse " über die Zusammensetzung der

Prüfstellen machen . Sie sollen also noch gefährlicher zu -
sammengesetzt werden !

Die Regierungsparteien halten ihr Einverständnis
untereinander für wichtiger , als die große Frage der Freihnt
des geistigen Schaffens . Sie suchen ein Kompromiß auf
Kosten eines der wichtigsten Grundrechte der Verfassung .
Wird das Schundgesetz angenommen , so bedeutet das eine

Kompromittierung der Regierung der Mitte
— vor allem aber eine Kompromittierung der

Demotraten und ihres Ministers Külz .

Städtebau und öoöenrecht .
Die Bodenfrage im Städtebaugesetz .

Die Verhandlungen des diesjährigen Internatio -
nalen Slädtebaukongresjes , der in Wien Mitte
September stattfand , wurden in fast allen Vorträgen und Dis -
kussionen von der Bodenfrage beherrscht . Es war einmütige
Ueberzeugung , daß eine zeitgemäße , den Zukunftsbedürfnisien
Rechnung tragende Städteplanung nur möglich sei, wenn das
Bodenrecht in sozialem Sinne reformiert
wird . Eine solche Reform sei einzustellen auf bevölkerungs -
politische , volksgesundheitliche und kulturelle Notwendigkeiten .
An erster Stelle steht dabei die Forderung nach A u s l o ck e -
r u n g der Städte . Man will vom alten Mietskasernenbau
abgehen und zum Flachhausbau möglichenfalls mit Garten -
zutage kommen . Außerdem ist die Anlage von ausreichenden
Erholungsplätzen erforderlich . Man war fast allgemein der
Ansicht , daß diesen Zwecken wirkungsvoll nur gedient werden
könnte durch die Vereinfachung und Verstärkung des E n t -

eignungsrechts der Gemeinden .
Wie verhält stch zu all dem der gegenwärtig dem preußi -

scheu Landtage vorliegende Entwurf eines preußischen
Städtebaugesetzes ? Der Entwurf behandell an erster
Stelle die Frage der Flächenaufteilungspläne .
Hiernach können die Gemeinden , um die städtebauliche Ent -
Wicklung vorausschauend zu ordnen und eine diese Entwick -
lung störende Ausnutzung und Bebauung zu verhindern , durch
Ortssatzung vorschreiben , welche Flächen der Bebauung
dauernd zu entziehen sind und welche als Wohnflächen benutzt
werden dürfen . Gemeinden , die von sich aus diesen Bedürf -
nissen nicht Rechnung tragen , können vom Regierungspräsi -
denten dazu verpflichtet werden . Wo die Entwicklung Nach -
bargemeinden miterfaßt , sind diese in den Flächenaufteilungs -
plan mit einzubeziehen : darüber hinaus können auch ganze
Kreise oder Teile von solchen , sowie ganze Provinzen oder
Teile davon eine gemeinsame Planung durchführen . Die
Wohnflächen werden nach einem Fluchtlinienplan geordnet ,
der mit Baufluchtlinien , Straßenfluchtlinien und Freiflächen -
grenzen die Straßen - und Wegeführung regelt und die Plätze ,
öffentliche Grllnschmuckanlagen , Spiel - und Sport - sowie
Kleinqartenflächen abgrenzt .

Die Ausstellung von Fluchtlinienplänen ist schon nach
geltendem Recht möglich . Die Stadt Berlin hat
nach diesem Recht im November 1925 eine neue Bauordnung
erhalten , die sich besonders durch ihre Bauzonenver -
t e i l u n g auszeichnet , indem sie einschneidende Vorschriften
über die bauliche Ausnutzbarkeit der Grund -
st ü ck e enthält und den großen Gesichtspunkt einer Stadtauf -
lockerung zur Geltung zu bringen sucht . Und gerade hier hat
sich herausgestellt , daß einige besonders wichtige Vorschriften
vorerst nicht durchgeführt werden können , daß es noch einer
Klärung zweifelhaft gewordener alter Rechte und einer g e -

setzlichen Erweiterung dieser öffentlichen
Rechte bedarf . Dazu kann nun vor allem der Flächenauf -
teilungsplan verhelfen .

Aber auch die beiden einander ergänzenden Planungs -
rechte reichen nicht aus . den alten Bann zu brechen . Deshalb
will das Städtebaugesetz die Gemeinden anschließend das Recht
de ? G r u n d st ü ck s u m l e g u n g in die Hand geben . Dies
ist ein Recht , das sich in der Landwirtschaft längst eingelebt
hat , das aber auch schon für den Städtebau durch Sonder -
gesetze für Frankfurt a. M. ( „ Lex Ad' ckes " ) , Köln a. Rh . ,
Griesheim a. M. und bei den durch den Krieg zerstörten Ort -
schaften Ostpreußens ausgeprobt worden ist Das jetzt allge -
mein zu schaffende Recht der Grundstücksumlegung geht von
dem Gedanken aus , daß vorweg eine großzügige Flächenauf -
teilung erfolgt ist und auch der Fluchtlinienplan bereits vor -
liegt . Die damit geschaffenen und veränderten Grundstücks -
werte werden Gegenstand des Umlegungsversahrens . Bor -

weg will das Gesetz aber das bisher geltende Recht zweifelsfrei
klären . Es stellt demnach fest : Ein unbeschränktes
privates Eigentumsrecht am Boden hat es nie

gegeben . Immer stand das Privatrecht in Konkurrenz mit
dem öffentlichen Recht . Den Gemeinden ist das Recht , ihren
Bebauungsplan jederzeit ändern zu können , noch niemals be -

stritten worden . Wenn durch solche Aenderungen Berschie -
bungen in den Bodenwertverhältnissen eingetreten sind , so
haben den Nutzen und Schaden davon immer die Grundstücks -

eigentümer selbst gehabt . Niemand ist es in der Vorkriegs -
zeit eingefallen , von einer Gemeinde etwa dafür eine „ Ent -
s ch ä d i g u n g" zu beanspruchen , daß durch Straßen - usw .
- Verlegungen der Handelswert eines Grundstücks herabgesetzt
wurde . An anderer Stelle treten ja Werterhöhungen ein , die
der Eigentümer für sich alz selbstverständl ' ch entgegennimmt .
Für „Eigentumsbeschräntungen " durch Bauvorschriften hat
bisher keine Entschädigungspflicht der Gemeinden bestanden .
So soll es auch fürderhin bleiben !

Der sonst ziemlich konservativ eingestellte Staatsrat

ist gegenüber dieser alten Rechtsloge allerdings stutzig ge -
worden . Er hält nämlich einen „ Ausgleich unter den bc -

reicherten und den geschädigten Grundstückseigentümern " für
geboten und . soweit eine Schodloshaltung der Geschädigten
hierdurch nicht möglich sein iollte , „ deren Entschädigung durch
die Gemeinde " . Ueber den ersten Gedanken läßt sich viel -

leicht reden . Die Erörterung des zweiten Gedankens würde

jedoch dazu führen , daß auch erwogen werden müßte , ob als

Ausgleich den Gemeinden nicht der gesamte Wert -

zuwachs der anderen Eigentümer zu sichern wäre .

Was durch Flächenaufteilungsplan und Fluchtlinienplan
in den verschiedenen Verkehrslagen und Nutzungsartflächen



der Bobtfn an Handelswert nerloren oder gewonnen ha ?,

. das ist bei Eintritt eines Umlegungsverfahrens zu berück¬

sichtigen . Diesen Bodenwert wirft der einzelne Grundstücks -

cigentümer ( dazu gehört die Gemeinde mit ihren einzuwerfen -
den Eigenflächcn ebenfalls ) in die Teilungsmaffe des

Verfahrens ein . In die Teilungsmaffe , wohlgemerkt ! Denn

die Gemeinde scheidet für sich nur die erforderlichen Verkehrs -

und Erholungsflächen aus . Alle darüber verbleibenden

Grundstücksflächen werden an die Privateigentümer wieder

zurückgegeben und unter diesen verteilt . Bei der Ver -

teilung ist Bedacht zu nehmen , daß die Anspruchsberechtigten
jeweils solche Grundstücke zugewiesen erhalten , deren Werte

möglichst denen der abgegebenen entsprechen . Soweit der

Wert kleiner ist , muß die Gemeinde Geldentschädigung
leisten : ist er größer , muß der Eigentümer den Unterschied mit

Geld ausgleichen .
Eine Enteignung findet also beim Umlegungsverfahren in

keiner Weife statt . Jeder erhält den vollen Wert — und zwar

sogar in Land — zurückerstattet , den er eingeworfen hat .

Grundsätzlich verhält es sich genau so, wenn statt der

„ Wcrtumlegung " eine sogenannte „ Flächenumlcgung " vorge -
nommen wird .

Den Umlcgungsmaßnahmen unterliegt also der Gedanke .

Grundstücksenteignungen nach Möglichkeit zu vermeiden und

den Grundstückseigentümern die zurzeit gegebenen Bodenwerte

in ihrer Höhe unverändert zu sichern , sie auch weiterhin in

der handelsmäßigen Ausnutzung der ihnen zugeteilten Grund -

stücke nicht zu stören .
Nur dann und dort , wo und wenn das Umlegungsver -

fahren nicht zustande kommt , kann mit Enteignungs -
verfahren vorgegangen werden . Auch die Enteignung
muß in allen Fällen jene Bodenwertc berücksichtigen , die durch
Flächenaufteilungs - und Fluchtlinienplan entstanden sind .
Wann der Fall der Enteignung eintritt , das ist im Gesetz
genau umschrieben .

Also auch hier ergibt eine genauere Nachprüfung , daß die

gegenwärtige Rechtsläge nicht wesentlich geändert merden soll .
Nun noch ein Wart über die Entschädigung der

enteigneten Flächen . Dazu heißt es u. a. :

1. Die Enteignung erfolgt gegen angemessene E n t -

s ch S d i g ii n g. Als angemessene CntlchSdigung gilt diejenige
Summe , die dcr letzten Einschätzung nach dem R e ich s -

bewertungsgesetz entspricht , soweit sie auf dem

gemeinen Wert beruht : soweit für irgendeine Steuerart

eine Verpflichtung zur Selbsteinschätzung des Grundstückswerts ein -

geführt ist , hat dieser als angemessene Entschädigung zu gelten . In
der Zwischenzeit eingetretene Wertoeränderungen sind jedoch zu
berücksichtigen . . .

Hier taucht eigentlich zum ersten Male ein wirklich
neuer Gedanke auf , der auf die Quelle neuzeitlicher
Bodeiireformbcstrebungen zurückgeht : das iftu die angemessene
Entschädigung auf den Stcuerwert abzustimmen . Dabei

ist aber noch eine Lücke vorhanden , die für tue enteignende
Gemeinde sehr verhängnisvoll werden kann , wenn der Land -

tag sie nicht ausfüllt . Das Gesetz geht davon aus , daß Steuer -

wert und gemeiner Wert ( nackter Vodenwert ) sich regellnäßig
decken . Vergegenwärtigen wir uns hierzu folgendes : Ein

Grundstück habe bei dem festen Geldzinsfuß von ö Proz . einen
Steuerwert zu 100 000 M. Als Steuer würden 2 Proz . dieses
Wertes erhoben . Letzteres ist gleichbedeutend mit der Ver -

zinsung einer öfsetvlichen Hypothek in Höhe von 40 000 M.

Und die Auswirkung auf den Handelswert ? Der Kauf -
preis des Bodens ist nicht 100000 , sondern nur 60000 M. !

Müßte die Gemeinde den vollen Steuerwert ( — 100 000 M. )
zahlen , so würde sie ihre eigene Hypothek bzw . die Hypothek
der öffentlichen Hand ebenfalls mitbezahlen , was doch geradezu
unsinnig wäre . In die erwähnten Bestimmungen muß
deshalb eingeschaltet werden : „ abzüglich der

kapitalisierten Grund st euer " . Dann trifft die

Entschädigungssumme mit dem Handelspreis überein , der in

unserem Falle 60 000 M. sein würde .

Wie schon iemertf , ist die Bestimmung über die En ? -

schädjgung nach dem Steuerwert das eigentliche und einzige
neu « , was der Städtebaugefetzentwurf an bodenreformerischen
Forderungen aufgenommen hat » und dieses sogar noch mit un -

zureichendem InHall . Wie irgend jemand nun diesem Gesetz -
entwurf unterstellen kann , er enthalte Sozialisierung s -

tendenzen , ist einfach unerfindlich .
Eine Gesamtregelung der in dem Gesetzentwurf ange -

schnittenen Fragen ist aber unabweisbar . Wenn das Privat -

kapital das Schlagwort der Sozialisierung gegen die Notlage
ins Feld führt , so ist das nur ein Beweis mehr , wie sehr sich

die Grundstücksspekulation ihren größtenteils schon jetzt be -

st�enden Pflichten gegenüber der Allgemeinheit
zu - entziehen suchte . Um so mehr wird die Sozialdemo -
kratia sich dafür einsetzen müssen , daß die noch schwachen An -

fänge eines neuen Bvdenrechts im Städtebaugesctz gefördert
werden .

Ein plumper Schwindel .
Stahlhelm - Deklamatio » .

Der Verband Groß - Berlin des Stahlhelms veröffentlicht
eine Solidaritätserklärung mit W a t t e r gegen Gehler .
Darin heißt es :

„ Wir alten Frontsoldaten verbitten uns die verächtliche
Herabwürdigung eines im Krieg und Frieden bewährten Führers
und vorbildlichen Kameraden und nehmen General Frhr . v. Watter

gegen die keiner ernsten Prüfung standhaltenden Beschuldigungen
eines Mannes in Schutz , der selbst nie im Felde stand und daher

nicht wissen kann , was Abwehrtampf heißt .
Wir verbitten uns überdies als Steuerzahler , die

das hohe Gehalt für den Reichswehrmini st er auf -
bringen müssen , überhaupt diesen Ton , der so häufig Herrn
Geßlers Reden auszeichnet . Wir verlangen von den Männern , Sie
die höchsten Aeniter des Staates inne haben , daß sie sich in ihren
öffentlichen Reden eines Tones befleißigen , der eines Kullurvolkes

würdig ist . Der Herr Reichswehrminister höre ferner endlich auf ,
stets wieder zu behaupten , die wehrv er bände suchten Anlehnung
an die Reichswehr .

Wir erklären erneut , daß wir praktisch mit der

Reichswehr nichts zu tun haben wollen , weil wir als
alte Soldaten eine Politisierung dieses letzten unabhängigen Macht -
mittels der Staates , wie es die politischen Freunde Herrn Geßlers
erstreben , entschieden ablehnen . Andererseits werden wir uns aber

nicht durch die demokratische Hetzkunst des Herrn Geßler m i t

unseren ehemaligen Kameraden in der Reichs -
wehr verfeinden lassen . Der Herr Reichswehrminister
rechne aber nicht damit , daß wix aus vaterländischem Pflichtgefühl
seine unsachlichen und häufig den Tatsachen nicht entsprechenden
Feststellungen aus die Dauer unbeantwortet lasten . Auch unsere
Geduld hat ihre Grenzen ! "

Der Schwindel ist zu plump , als daß irgend jemand
darauf hineinfallen würde . Man gebraucht starke Worte
und leugnet Beziehungen zur Reichswehr , uyl die Intimität
vor der Oeffentlichkeit zu verbargen . Wenn man beisammen
ist , sieht alles ganz anders aus .

Reichsbahnverwaltung bleibt unveränüert .
Zur „ Neubesetzung " der Verwaltungsratsposte « .

Die Reichsregierung hat ungeachtet der in der Oeffenllichkeit
erhobenen Bedenken beschlosten , im Derwaltungsrat der Reichsbahn
keine Aenderung eintreten zu lasten , obwohl jetzt die beste Möglich -
keit dazu gegeben war , weil drei Mitglieder dieser für die Leitung
des größten Berkehrsunternehmens der Welt entscheidenden Körper -
schaft satzungsgemäß ausscheiden sollten . Die Herren Dr . Luther ,
v. Siemens und v. B a t o e k i waren durch das Los bestimmt ,
ihre Stellung niederzulegen . Die Reichsregierung aber ist von der

Unentbehrlichkeit dieser Mitarbeiter derart überzeugt , daß sie sie
wieder ernannt hat .

Das Borgehen der Neichsregiervng widerspricht denk

Sinn des Reichsbahngesetz es . Zweck des § 13 der Reichs -

bahnsatzung , die einen Bestandteil dieses Gesetzes darstellt , rst der ,

für eine ständige Erneuerung des Berwaltungsrats der

Reichsbahn zu sorgen , wenn es die Interessen des Unternehmens
oder des Volkes wünschenswert machen . Wenn das je der Fall

sein kann , so jetzt . Herr L u t h e r , den die Reichsregierung angeblich

zur Wahrung der preußischen Interessen , aber gegen den Widerstand

Preußens , in den Verwaltungsrat berief , hat durch monatelange

Auslandsreisen in verkehrsarmen Gegenden des südlichen Amerika

bewiesen , daß er an der Reichsbahngesellschaft kein w e s e n t -

liches Interesse hat . Herr v. Siemens vereint in seiner
überaus glücklichen Hand die Führung des Aufsichtsrats der Reichs -

bahn , die elektrisiert werden soll , mit der gleichen Stellung
im Siemens - Konzern , der die Elektrisierungsaufträge erhält . Gründe

der geschäftlichen Sauberkeit hätten die Reichsregierung davon ab -

halten fallen , die Wiederernennung einer so exponierten Persönlich -
keit der Prioatindustrie vorzunehmen , auch dann , wenn sie nicht

die Gefahr von unvermeidlichen Interessenkonflikten

befürchtete . Herr v. Batoeki ist Staatsbeamter — nichts mehr als

das .
So stt wieder einmal eine Gelegenheit verpaßt wor -

den , das Hauptvertehrsunt ernehmen des Reiches entsprechend seiner

Größe und seiner Verantwortung gegenüber dem Bolksganzen mit

einem geeigneten Aussichtsrat zu besetzen . Der Hang zum Her -

kömmlichen und die Interessen Privater siegten über die sachlichen

Notwendigkeiten . Man wird sich den Vorgang deshalb besonders
merken müsten , weil es Leute gibt , die sogar dann über Futter -

krippenwirtschaft und ähnliche schöne Dinge zetern , wenn

andere Stellen das Intereste des Dolksganzen an einer sachlichen

Auslese der Anwärter auf amtliche Posten betonen . <

*
Wie wir dazu von unterrichteter Seite hären , ist die Wieder -

ernennung Luthers , von Siemens ' und Batockis als Delegierte der

Reichsbahngesellschaft zwar offiziell noch nicht erfolgt , aber nach
der Besprechung , die das Kabinett letzthin darüber geführt hat , so

gut wie sicher . Im Preußischen Landtag herrscht über

das Vorgehen der Reichsregierung eine begreifliche Erregung ,

nachdem auch jetzt wieder die Interessen Preußens bei der

Neubesetzung des Verwaltungsrats der Reichsbahn mißachtet
worden sind . Im Gegensatz zu anderen Ländern , auf deren

Wünsche man sehr weitgehende Rücksicht genommen hat . hat die

Reichsregierung die Wünsche Preußens in dieser Frage vollkommen

ignoriert . _ _ _ _ _

Mahraun gegen tzugenberg .
Methode Hugenberg illustriert .

Herr Mahraun veröffentlicht eine Erklärung gegen Hugen -
b e r g , in der es heißt :

„ Herr Hugenberg veröffentlicht einen Brief von mir an eine

Bank , und führt dabei durch Fortlassen der wichtig st en

Stellen die öffentliche Meinung irre . Insbesondere läßt er die

Anschrift des Briefes fort und erweckt dadurch den Eindruck , als habe
ich den Brief a n i h n gerichtet . Der Brief war gerichtet an die

„ Ost dank für Handel und Gewerbe " z. H. des Herrn
Direktor v. Schneebrügge . Des weiteren verschweigt er , daß
der Brief lediglich ein Kreditersuchen an eine Bank darstellt und

daß der Bank für - fmen Kredit von 25 000 bis 30 000 M. reale Sicher¬
heiten im Gesamtbeträge von 231 000 M. angeboten waren . Er

schreibt , daß dieses Kreditgesuch von ihm abgelehnt worden sei .
Diese Behauptung ist unwahr . Eine Antwort von der Bank ist

nicht erfolgt . In meinem Auftrage hat mein Mitarbeiter Borne -

mann das Kreditgesuch zurückgezogen , da mir die Mitglieder
des Ordens die notwendigen Bargeldmittel zur Verfügung gestellt

halten . Jedes geschäftliche Unternehmen arbeitet mit einer Dank ,

Daß ich eine Bant suchte , welche als „ national " galt , wird mir

niemand verargen . Ich habe allerdings die Zustände dieser
Bank nicht gekannt , ich habe nicht gewußt , daß ein Mitglied
des Aufsichtsrates ein der Bank entgegengebrachtes Dertrauen

politisch mißbrauchen und hierbei sogar die Tatsachen verdrehen
würde . "

Silöungsmteresse üer einzelnen Serufe .
Von Dr . Viktor Engelhardt .

Für jeden in der Volksbildungsarbeit Stehenden ist es wichtig ,
das Bildungsintereste der einzelnen Bevölterungsschichten und Be -

ruf « zu kennen . Die den Eintrittskarten der Volkshochschule Groß -
Berlin angehängten Fragezettel boten di « Möglichkeit , dohmgehende
Fragen statistisch zu beantworten . Dr . Geiger , der Geschäftsführer
der Volkshochschule , war seinerzeit so liebenswürdig , mir di « Ab -

schnitte der Jahr « 1920 bis 1922 , etwa 18 000 an der Zahl , zu
überlassen . Die clwas mühselig « statistisch « Verarbeitung halt «

fclgend « recht eigenartigen Ergebnisse .
Zunächst zeigt « sich , wie nicht anders zu erwarten war , ein

tiefgreifender Unterschied zwischen den Bildungsinteressen der

Männer und Frauen . Die Frauen besuchen , außer medizinischen
Vorträgen , fast nur solch « schöngeistiger Art ( Kunst , Musik , Literatur

und Philosophie ) . Di « „ allgemeine Bildung " des Bürgertum » ist
das Ideal . Dieses Ideal wird nun keineswegs mir von der sog «-
nannten „ höheren Tochter " getragen , deren Erziehung sich ja bisher
i » den eben angedeuteten Sphären bewegte . O nein . Eine genau «
Untersuchung zeigt , daß die Frauen , soweit sie die Volkshochschule

besuchen , sich überhaupt nicht oon riiuntber unterscheiden . Ob wir

Hausfrauen und Haustöchter bürgerlicher oder proletarischer Schichten
vor uns haben , ab wir Angestellte mit höherer oder Bolksschulbildung

betrachten , ob wir gelernte oder ungelernte Arbeiterinnen heran »

ziehen , — immer dasselbe Bild : alleiniges Interesse für die schön »

geistigen Fächer . Di « Klassenlag « der Proletarierin drückt sich in

keiner Weis « aus . Das etwa « stärkere Interesse für wirtschaftliche
Fächer ist kaum zu bemerken . Di « weiblich « Interessenverteilung
wird also weder durch Beruf noch durch Klassenlage modifiziert .
Es gibt nur emm völlig undifferenzierten „ weiblichen Bildungs -
typus " . Di « Frau ist heut « noch ganz unpolitisch «ingestellt .

Im Leben des Mannes spielen die schöngeistigen Intereflen
ein « viel geringer « Roll «. Beruf und Klassenlage beeinflussen seinen
Bildungshunger in ganz entschiedener Werfe . Der der Frau ähnliche

„schöngeistige Typus " wird van gewissen Handwerkern ( Malern ,

Sattlern , Tapezierern , Schneidern ) und , mit starkem politischem In -

teresse vermischt , von den graphischen Arbeitern repräsentiert .
Die meisten Männer aber verfallen in das den Interessen der

Frau entgegengesetzt « Extrem . Sie werden durch und durch vom

Beruf beherrscht und suchen in der Volkshochschule nur Förderung in

diesen, . Namentlich Metallarbeiter und Techniker zeichnen sich durch

solch « Einseitigkeit aus . Sie haben keinen Sinn für allgemeine
Bildung — ja selbst das politische Interesse ist minimal gegenüber
dem Willen , sich in Mathematik , Pyfik , Chemie und Technik weiter '

zubMen .
Der Typus des „politischen Menschen " , den vor allem Staats -

wigeuschaften , Sozkfisntua und Dirtsch�tskwche interessieren , xoird

am stärksten durch unqualifizierte Arbeiter , Bauarbeiter und Holz -
aibeiter , einigermaßen auch durch die schon erwähnten graphischen
Arbeiter vertreten . Bei diesen Gruppen tritt das berufliche Fort -
bildimgsbedürfnis viel mehr zurück , als bei Metallarbeitern und

Technikern , während das politische Interesse das des Metollarbeiters

übersteigt .
Schließlich finden wir bei Kaufleuten , Angestellten und Beamten

ein fast über all « Fächer gleichmäßig verteiltes Interesse , welches
dafür spricht , daß sich Individuen von verschiedenster Art in diesen
Berufsgruppen zusammenfinden und weder Beruf noch Klasse den

ausgeprägten Individualismus überwanden .

( Nähere Angaben in der Schrift des Verfassers „ Di « Bildungs -
Interessen in den einzelnen Berufen " , Neuer Frankfurter Verlag ,
Frankfurt a. M. , 1926 . )

Ueberblickt man die mitgeteilten Ergebnisse , die sich auf den

statistischen Mittelwert beziehen , so müssen sie den Lolkshochschul -
lehrer bedenklich stimmen . Die meisten Menschen suchen nicht das
in der Volkshochschule , was die Volkshochschule als solche zu bieten

hat . Fachliche Fortbildung ist ihre Aufgabe nicht . Das hat st «
unterdes auch eingesehen . Sie veranstaltet nur noch Arbeitsgemein -
schasten , die der inneren Bildung des Menschen , seiner Erziehung
zur neuen Gemeinschaft dienen . Bei solcher Einstellung nnißte sie
Abertausende von Hörern verlieren . Der Verlust an äußerer Größe
aber wurde durch Innere Vertiefung reichlich wettgemacht . Die
Volkshochschule findet heute di « Hörer , die «inst dem Proletariat
vorangehen müssen , die selbständigen , freien , weitdenkenden Geister
des Arbeiterstandes . Möge ihre Zahl sich ständig vermehren , nicht
zum Wohl der Bolkshochschul «, denn die Ist nur Mittel zum Zweck ,
sondern der kommenden Gemeinschaft .

Wildes Früchtchen . Das Komödienhaus spielte gestern
mit viel Schmiß und ftvher Laune einen französischen Schwank
„ Früchtchen " von Gig Snux und Thery . Der letzt « Akt
hälc nicht ganz , was der Anfang verspricht . Dafür sprudelt im
luftigen Ganzen Uebermut und flotter Witz und man verläßt das
Theater zwar nicht mit bleibender Erinnerung , ober hübsch angeregt .
Der Einsall , der dem Lustspiel das sprühende Leben verleiht , ist so
alt daß «r beinahe wieder neu erscheint . Ein « nicht mehr ganz
junge und immer noch knusprige Abenteurerin , die eine 22jöhrige
Tochter ihr «igen nennt , lockt einen vertrottelten Lord in ihre Netz «.
Sie macht sich um zehn Jahr « jünger , was der verliebte Trottel
gern glaubt , und erzählt ihm von ihrer t3jähngen Tochter . Aber
Lügen haben kurz « Beine . Im ungeeigneten Moment erscheint
ihre höchst ausgewachsen « Tochter , die sich nunmehr der schwierigen
Aufgabe unterzieht , im Kinderkleidchen die Dreizehnjährige zu spielen .
Das gibt eine Bombenrolle fürEriko von T h e llm a n n. Den
unartigen Wildfang mit der großen Schleife im . Haar , der weiner -
lichen Stimm « imd den eckigen Bewegungen des unfertigen Mädchens
spielt sie reizend und verfällt dabei nicht in den naheliegenden Fehler ,
statt kindlich , kindisch zu sein . . Vor langen Jahren hat sich Uta

Nielsen im Film „ Engelem " mit einer ähnlichen Rolle die Welt
erobert . Auch Asta Nielsen spielt « damals überzeugend mit Teddy -
baren und Puppen und Bällen . Der Einsall ist so dankbar , daß wir
uns gern von all den Verwicklungen und spaßigen Zlengsten unter -
hallen lassen , in die alle Spielfiguren oerstrickt werden . Die slotte
Regie des Erich Pabst half glücklich über die matte Lösung des
Konflikts hinweg , die sich die Verfasser zu einfach ausgedacht haben .
Man amüsiert sich königlich über di « famosen Darsteller , vor allein
über den prächtigen , jungenhaften , sympathischen Georg
Alexander mit dem glucksenden Lachen und den Lord des
Ralph Artur Roberts , der den alten Trottel mit Charme
hinlegt . Die dümmsten Sätze spricht er so trocken und mit solcher
Vornehmheit , daß sie fast wie Weisheiten klingen . Der deutschen
Bearbeitung hat sich Richard Wilde mit viel Liebe ange -
nommen . Das Publikum dankt « recht herzlich für den gelungenen
Abend . Dgr .

Paul westheim - vorlrag . Heber das Thema „ Die Kunst von
gestern und heute " , das er selber in „ Die Kunst von heute
und morgen " revidierte , sprach Paul Westheim in der Buchhand -
Handlung O st ertag . Er zeigte die Kunstentwicklung an Hand
von Bildern , die Im Laufe der Zeit in seinem „ Kunstblatt " er -
schienen sind . Als die Zeitschrift im Jahre 1917 begann , waren
Lehmbruck , Haeckel , Kokoschka , Rolde , Barlach , deren Werke sie in
Bildern zeigte , noch Außenseiter der gellenden Kunst , George Groß
überhaupt dem Publikum noch unbekannt . Man feindete sie heftig
an , lebnte sie ab , und das „ Abendmahl " Noldes , das Prof . Sauer¬
lank seinerzeit für Halle ankaufte , loste einen förmlichen Kampf
zünftiger Größen gegen den fortschrittlichen Museumsdirektor aus .
Es war interessant zu sehen , wie diese vor einem Jahrzehnt noch
heiß umstrittene und oft verdammte Kunst heut den anerkannten
Grundbestand aller modernen Sammlungen bildet . Westheim ver -
suchte dann im Verlaus seiner Ausführungen , die Zusammenhänge
zwischen der im Expressionismus wurzelnden Kunst und der neuen
Sachlichkeit klarzulegen . Das Gemeinsame dieser „ neuen " Kunst ,
schon vom Impressionismus her , ist die eigentliche Wiederentdeckung
der Kunst als Ding an sich . Farbe fft nicht mehr Darstellungs - ,
sondern Ausdrucksmillel . Das scheinbar Trennende der einzelnen
Richtungen sieht Westheim nicht eigentlich in der Kunst , sondern in
der Wellanschauung . Kunst ist ihm : Suchen nach Wahrheit , der
Expressionismus Vertiefung des Bild - , aber auch des Weltge -
dantens , die sogenannte „ neue Sachlichkeit " nur die logische Fort -
führung der Linie , die Entwicklung zur Klarheit . Tes .

Jlora Zepter wird auf Einladung der V o I k S b ü b n e ®. ®. am
M oiilag , den 6. , abends 8 Uhr , im Bürgersaal deS Rathauses
alte und neue Balladen vortragen . Einlahlarlen O. SO Mark .

INufeum » Shruvgen . SIm Sonntag , dem S. . 10 bis 11' / , Ubr vorm . , finden
amtliche Führungen im Neue » Muteum ( Die Amarna - Zeit , Dr . Scharff )
und im Kaiser Friedrich - Museum ( Franz Hals und ( ein Krci ».
Dr . Cornelius Müller ) stalt . Zulahkarten zu oO Ps. pnd vor Beginn am
Eingang der genannten Museen erhältlich .

Die Euoslhandlvug vlclor Herrtbera , Schönederger Ufer «t , zeigt vom
d. an in einer Sonderausstellung SO Gemälde sranzösischer Maler
der Segenwart , die größtenteils in Berlin noch nicht ausgestellt hadär .



dke Verbannung See Antifaschisten .
522 Verurteilungen offiziell eingestanden .

Rom » 30 . November . ( Agenzia Slefoni . ) Die auf Grund
des neuen Gefehes zum Schuhe der öffentlichen Sicherheil ein -
gefehlen Provinzausschüfse . die diejenigen Personen , die dem
faschislifchcn Regime feindlich gesinnt sind , nach bestimmten Gebieten
zu verweisen haben , haben ihre Arbeiten beendet . Die Gesamt -
zahl der verwiesenen beträgt 522 . Diese Zahl kann sich noch
nach Prüfung der von den Betroffenen bei der Zenlralkommission
eingelegten Berufung ändern . Außerdem kann der Minister des
Innern noch in bestimmten Fällen eine bedingte Freilassung
anordnen . Der Ministerpräsident hat angeordnet , daß die wegen
antifaschistischer Gesinnung Verwiesenen , die ohne Unterhallsmillel
sind , täglich zehn Lire erhalten , während die wegen Vergehen gegen
das gemeine Recht Verurteilten und aus diesem Grunde ver -
wiesenen nur zwei bis vier Lire erhallen .

Diese offiziöse Meldung soll die Entrüstung der gesamten
Kulturwelt über das faschistische Schandtreiben beschwichtigen :
aber sie täuscht keinen . Alle Welt weiß , daß Tausende auf
das schwerste mißhandelt und beraubt , daß sie gefoltert und

eingekerkert worden sind , und daß zahlreiche bedeutende
Gelehrte und Schriftsteller nur durch die Flucht ins Ausland
einem Martyrium entronnen sind . Auch ist reichlich bekannt
geworden , daß eine ganze Anzahl bekannter Oppositioneller
spurlos verschwunden sind .

Tie Lügen des „ Duee " .

In dem Interview Mussolinis für » United Preß ' hat er
u. a. gesagt , der Faschismus betreibe große öffentliche Arbeiten ,
die wahre Weltwunder seien : der Aquädukt in Apulien ,
der der größte der Welt sei , die Elektrifizierung der Eisenbahnen
und den Bau neuer �Eisenbahnen von allerhöchster Bedeutung usw .
Das ist eine Entstellung der Wahrheit , und überdies klingt es etwas

übergeschnappt . Der Aquädukt in Apulien , ein großartiges Werk ,
ist den vorhergehenden demokratischen Regierungen zu ver
danken und seit zehn Jahren schon im Betrieb ! Die Elettrr

fizierung der Eisenbahnen und die Schaffung der großen künsb
liehen Seen sind das Werk der Ministerien Giolitti und Nitti
usw . Mussolini scheint die Amerikaner in seiner Dummheit sehr
niedrig einzuschätzen , wenn er glaubt , ihnen derartige Märchen auf
tischen zu können . Wahrscheinlich wird er das nächstcmol erklären ,
er habe auch St . Peter und vielleicht sogar das Pantheon bauen

lasien ! _

Die ungarische Königsmache .
Horthy und Bethlen Jagdgästc Habsburgs .

Budapest , 1. Dezember . ( EP . ) Reichsoerweser Horthy und

Ministerpräsident Graf Bethlen sind gemeinsam zu einem Jagd -
o u s f l u g auf das Gut des Erzherzogs Josef abgereist . In

politischen Kreisen mißt man diesem Besuch große Bedeutung bei ,
im Zusammenhang mit der Debrecziner Wahlrede des Minister -

Präsidenten , in der er angekündigt hat , daß die ungarische Königs -

frage durch den neuen Landtag g e l ö st werden würde . „Esti
Kurier " ' hält es für sicher , daß Bethlen dem neuen Landtag die

freie Königswahl vorschlagen wird . Die extremen Legi -

timisten wie Apponyi und Andrassy rüsten zum Abwehrkampf

gegen die Absicht Bechlens , Erzherzog Albrecht auf den

ungarischen Thron zu bringen .

. Kgl . ung . Wahlfälschungen im Großen .
Budapest . 30 . November . ( Eigener Bericht . ) Für 26 Wahl -

bezirke mit 100 Mandaten , in denen die Wahlen am 8. Dezember

stattfinden , war der gestrige der letzte Wahlsonntag . Mit besonderein

Eifer wird in D e b r e c z i n für Gros Bethlen gearbeitet . Die

Stadt halle bisher drei Abgeordnete , zwei Republikaner ,

Vinzenz Ragy und Hegymegi - Kiss und den Sozialdemo -
traten Györky . Jetzt will Bethlen ein Mandat der demo -

kratischen Opposition entreißen . Es ist ihm schon bisher gelungen ,
den Republikaner Vinzenz Ragy zur Zurücklegung der Kan -

didatur zu zwingen . Weder er noch Hegymegi - Kiss konnten es

bisher auch nur zu einer einzigen Wählerversammlung bringen .

Dafür sprach Bethlen in fünf Versammlungen . Empfangen wurde

er bei seiner Ankunft von dem kalvinischcn Bischof Balchazar , der

die demokratische Partei schmählich verlassen hat . Die katholische

Geistlichkeit arbeitet ebenfalls in der Stadt für Bethlen . der

übrigens den Rabbinern sowohl der orthodoxen , als auch der

freisinnigen Kultusgemeinde einen Besuch abstattete , um die Stimmen

seiner „ lieben Juden " zu ergattern .
Im Bezirk von Ozd , wo das große Walzwerk der Rima - Muranyer

Aktiengesellschaft ist , haben die Sozialdemokraten den Sekretär des

Metallarbeiteroerbandes C s a p o kandidiert , die Reglerungspartei
den Generaldirektor der Rima - Muranyer , Paul Biro .

Dem Sozialdemokraten wurde bisher noch keine einzige

wählerversammlung gestaltet .

Sonntag hielt der Generaldirektor seine „ Programmrede " , zu der

die Arbeiter von den Betriebsbeamten und Gendarmen hin -

getrieben wurden . Biro sagte , es werde In der sozialdemo -

kratischen Presse behauptet , daß die Arbeiter terrorisiert werden ,

und er forderte die Arbeiter auf , zu sagen , ob dies wahr fei .

Da stand ein Arbeiter auf und sagte : „ Herr Generaldirektor , wenn

Sie es hören wollen , ich und viele hunderte Arbeiter

werden in dem Bezirk auf das schlimm st e terrori -

s i e r t . " Kaum erklangen diese Worte , stürzte sich eine Meute

auf den Mutigen , er wurde niedergeschlagen und blutend

aus dem Saale geschleppt . Kaum hatte Biro wieder zu

sprechen begonnen , als ein anderer Arbeiter aufstand und in den

Saal schrie : „ Das ist die Wahrheit , daß wir hier auf das

schändlichste terrorisiert werden ! " Es erging ihm ebenso wie seinem

Vorgänger und die Versammlung konnte nur nach einer gründlichen

„ Säuberung " fortgesetzt werden !

Sensation in öukarest .
Ferdinand gegen Carol .

Bukarest , 1. Dezember . ( TU. ) Das gestrige Handschreiben
des Königs Ferdinand von Rumänien an den Ministerpräsidenten
Averescu steht hier im Mittelpunkt des politischen Interesses . Die

scharzen Aeußerungcn haben ungeheure Sensation hervor -

gerufen . Der König schreibt in dem Brief u. a. . er habe es mit Be -

dauern bemerkt , wie sein « Erkrankung dazu benutzt werde , um die

dynastischen Pfeiler der konstitutionellen Monarchie zu untergraben .
Es sei nicht angängig , daß das Schicksal der Krone von dem Willen

irgend jemandes abhängig gemacht werde . Der König spricht weiter

davon , daß er den u n s i t t l i ch e n Folgen der Irrungen und

Schwankmigen seines Sohnes ein Ende setzen müsse . Er werde
olle nationalen Kräfte sammeln , um die Respek -

fierung feiner Entscheidungen durchzusetzen .

Um öle Versuchsanftalt für Luftfahrt .
Fürstenwalde statt Britz .

Aus Fürstenwolde wird uns zu unserer Milleilung über
Unterbringung der Deutschen Versuchsanstalt für Luftfahrt in
Britz geschrieben : Lange , bevor die Berliner Stadtverwaltung sich
für die Unterbringung der Deutschen Versuchsanstalt für Luftfahrt zu
inieressieren begann , hat die Stadt Fürstcpwold « , die sich im
Besitze von rund 26 606 Morgen größtenteils waldbestandenen Ge -
ländes befindet , der Leitung der Versuchsanstalt in der Nähe der
Etation Berken brück Gelände angeboten , das von
berufenen Sachverständigen als in jeder Hinsicht geeignet befunden
worden ist , wenn es für den neuen Verwendungszweck auch noch vor -
bereitet werden müßte . Diese Arbeit wäre mit verhältnismäßig ge -
ringen Mitteln möglich . Das Gelände ist stadteigen , und durch feine
Jjergabe würden weder S i edle r - noch Kleingärtner -
interessen geschädigt werden . Die Stadt Fürstenwalde hat
sich in jeder Weise bemüht , die Versuchsanstalt zu bekommen . Die
städtischen Körperschaften haben einmütig oll « Verwaltungsmoß -
nahmen , die diesem Ziele dienten , gebilligt . Sie sind auch z u « r h e b-
lichen Opfern bereit , obwohl die Finanzlage der Stadt wie die
wohl aller vergleichbaren Gemeinden nicht günstig ist. In einer
Denkschrift des Professors Dr . H o f f , des Leiters der Versuchsanstalt .
ist dos Fürstenwalder Angebot , soweit bekannt , auch sehr sympathisch
behandelt worden , aber seitdem sich die Reichshauptstadt für die
Angelegenheit zu interessieren begann , sind die Verhandlungen auf

Weisung des Reichsverkehrsministers ins Stocken
geraten . Wer Vertrauen in die Entwicklung Groß - Berlins setzt , wird
zu der Annahm « berechtigt sein , daß in Jahrzehnten auch Fürsten -
walde , heute der östliche Endpunkt der Vorortbahn , zu Groß -
Berlin gehören wird , ganz gleichgültig , ob man ein « solche
Vergrößerung wünschen mag oder nicht . Wäre es da von der
Berliner Stadtverwaltung nicht eine weise , vorausschauend « Politik ,
wenn sie in diesem Falle die Versuchsanstalt für Luftfahrt ruhig dem
aufstrebenden Fürstenwalde , das in seinen Interessen ganz nach
Berlin gravitiert , überließ «? All « Schwierigkeiten , die für Berlin
gegeben sind und die bei objektiver Beurteilung unüberwindlich
erscheinen , scheiden für Fürstenwalde aus . Es liegt dabei der Reichs -
Hauptstadt so nahe , daß die Entfernung , wie von Sachverständigen
zugegeben , kein « Rolle spielt , besonders , wenn die Prooinzial -
Verwaltung — übrigens die beschaulichste aller Verwaltungen — sich
endlich dazu entschließt , dem Willen des Branden -
burgischen Provinziallandtages gemäß , das Schluß¬
stück Hangelsberg - Fangschleuse der direkten Chausseeoerbindung
Fürstenwachs - Berlin auszuführen . Di « Berliner Kommunalpolllite ' r
müssen Verständnis dafür haben , daß es nicht schadet , wenn eine
Einrichtung von Bedeutung auch einmal in «ine Mittelstadt verlegt
wird , besonders wenn diese für die Unterbringung der Anstalt so
überaus glückliche Vorbedingungen erfüllt wie Fürstenwalde .

Der pofträuber vom »George Washington� .
In Amerika zu 10 Jahre » Zuchthaus verurteilt .

Zwei große Postdiebstähle , die im Laufe dieses Jahres auf dem
Ueberfeedompscr „ George Washington " auf dem Weg « von Amerika
nach Europa verübt wurden und die auch die Berliner Kriminalpost -
dienststelle beschäftigten , sind jetzt aufgeklärt . Der Dampfer beförderte
Säcke mit eingeschriebenen und Wertbriefen , die für
Deutschland bestimmt waren . Als man eines Tages im März so
einen Sack zum Sortieren öffnete , ergab sich , daß sein Inhalt an
Briefen durch wertloses Zeug so geschickt ersetzt worden war , daß man
äußerlich nichts wahrnahm . Den Dieb zu ermitteln , gelang damals

nicht . Im Mai wiederholte sich dieser Vorgang . Der Verdacht , der

früher auch gegen deutsche Postbeamte zu Unrecht laut geworden
war , lenkte sich jetzt auf einen gewissen AlbertRosenberg . der
schon im März und auch jetzt noch als S t a u e r auf dem Dampfer
beschäftigt war . Rosenberg wurde von Borddetektiven überwacht
und bei der Ankunft in B r e m e r h a v e n von der Polizei fest -

genommen , nachdem man sich von seiner Schuld überzeugt hatte .
Der Verhaftete räumte beide Diebstähle ein , verweigerte aber über
den Verbleib seiner Beute die Auskunft . Als nun der „ George

Washington " nach Plymouth ins Dock kam , entdeckte man In einem

Versteck für 56 606 Pfund Werte , die Rosenberg aus dem

Postsack gestohlen hatte . Die im März gestohlenen Sachen sind auch

heute noch nicht wiedergesunden . Rosenberg wurde von Bremer -

Häven nachAmerikazurückgebracht . In der Untersuchungs -
hast im Bezirksgefängnis in Hudson sann er auf Flucht . Er ver -

suchte , unbekannten Helfershelfern , die wahrscheinlich auch bei den

Diebstählen ihre Hand im Spiel gehabt haben , einen Kassiber zu -
kommen zu lassen , der aber aufgefangen wurde . Er lautete : „Schickt
mir einen Revolver und ich werde mir meinen Weg aus dem Gerichts -

saal mit der Waffe bahnen . " Der Verbrecher wurde in Trenton - N. P. ,

zu 16 Iahren Zuchthaus verurteilt , die er in Atlanta ver -

büßen wird .
_ _

Düppel - dreillnöen im Etatausschuß .
Der Ankauf des GntesDüppel - Dreilinden beschäftigte

gestern den Grundstücksausschuß der Stadtverordnetenversammlung .

Bei der großen Bedeutung des Ankaufs , der nicht nur in städtebau -

sicher , sondern auch in finanzieller Richtung liegt , hat der genannte

Ausschuß die Frage nur formell behandelt . Man ist schließlich zu
dem Ergebnis gekommen , die Angelegenheit an den E t a t o u s -

s ch u ß zu überweisen , der für derartige groß « Objekte zuständig ist .

Der Ankauf des Gutes wird deshalb die morgen stattfindende Stadt -

verordnetenversammlung noch nicht beschäftigen , da der Etatausschuß

bis morgen nicht mehr zusammentritt .

Feuer im Porzellanhaus Rosenthal .
Ein sehr gefährliches Feuer kam heute morgen kurz nach 8 Uhr

in den Lager - und Versandräumen der Porzellanfabrik

Rosenthal in der Gartenstr . 12 im Norden Berlins zum
Ausbruch . Auf dem Hof des Gebäudes erstreckt sich ein etwa
66 Meter langes Stallgebäude , in dem etwa 36 Pferde einer

Speditionsfirma untergebracht sind . Einen Teil des ersten Stock -

wertes hat die Finna Rosenthal inne . Verbotswidrig sind in dem

Bcrsandraum zwei eiserne Oese » aufgestellt . Als heute morgen «in

Arbeiter einen der Oefen angeheizt hatte , und auch den zweiten in

Brand setzen wollte , fielen in der Zwischenzeit aus dem ersten Ofen

glühend « Kohlestückchen , die Holzwolle und Packmaterial
in Brand setzten . In wenigen Augenblicken stand der ganze Raum
in hellen Flammen . Die Feuerwehr , die mit mehreren Löschzügen
erschien und unter Leitung des Baurats Meuser mit drei Rohren

gegen das Feuer vorging , tonnte das Feuer nach beiden Seiten

abriegeln und seine weitere Ausdehnung verhüten .

Zum Fabrikfeuer in der Hollmannstraße bittet uns die Firma
Carl Michaelis u. Eo. . Korkfabrik , mitzuteilen , daß ihre Räume

vom Feuer überhaupt nicht betroffen worden sind .

Weihnachtssonderzüge nach Berlin .

Zu Weihnachten , und zwar am 22 . und 23. Dezember , wird je
ein Sonderzug 2. und 3. Klasse von Berlin über Marienburg ,
Königsberg nach Jnsterburg verkehren , für den eine Fahrpreis -
ermäßtgung von 56 Proz . gewährt wird . Auch in der ent -

gegcngesetzten Richtung von Ostpreußen nach Berlin wird anläßlich
des Weihnachtsfestes am 22. und 24. Dezember je ein Feriensonder .

zug mit 56 Proz . Fahrpreisermäßigung oerkehren . Außerdem fährt
ein Sonderzug von Königsberg über Allenstein , Deutsch - Eylau ,
Korsenz nach Breslau . Die Züge werden so verkehren , daß man
om Nachmittag bzw . gegen Abend in Ostpreußen abfährt und in der
Frühe am Reiseziel eintrifft . Die Reichsbohndirektion Königsberg
hat für die Fahrkartenausgabe zu den genannten Sonderzügen das

schrislliche Bestclloerfahren gewählt , um unnötiges Anstehen zu ver -
meiden .

Für Sonntagsruhe und Wochenende .
In zwei Bersammlungen des Stadwerbandes . Wer -

liner Frauenverein « wurde zur Frage » Sonntagsruhe und
Wochenende " Stellung genommen und einstimmig folgende Ent¬
schließung gutgeheißen : „ Die im Stodtverband Berliner Frauen -
vereine zahlreich vereinigten Berliner Frauen sind von der Rot .

wendigkeit völliger Sonntagsruhe überzeugt und gewillt ,
mit allen Mitteln und bei jeder Gelegenheit dafür einzutreten , daß
am Sonntag keine Offenhaltung der Läden erfolgt . Lediglich zum
Verkauf von Frischmilch müßte «ine kurz « Derkauszeft . etwa bis
9 Uhr vormittags , gestattet sein . Alle anderen Lebensmittel und
Bedarfsartikel können am Wochentag eingekauft werden . Der Stadt -
verband Berliner Fraucnvereine stellt im Auftrag « der Versammlung
an die maßgebenden Behörden des Reichs , der Länder und der Ge -
meinden den Antrag , mit allem Nachdruck für völlige Sonntagsruhe

besorgt zu sein , die im Interesse der Dolksgesundheit , der Erhaltung
und Stärkung der Arbeitskrast jedes einzelnen unbedingt notwendig
erscheint . Darüber hinaus müßte eine Wochenendsreizcit besonders
für den ruhebedürftigen Großstädter nach dem Drängen und Hasten
der Arbeitswoche angestrebt werden . "

Die Revolte in Gleiwitz .
Verhaftung eines Oberwachtmeisters .

Beulhen ( O. - Schl ) . 1. Dezember . Die Verhaftung des
verdächtigen Oberwacht Meisters Kraus « vom Ge -
fängnis Gleiwitz bestätigt sich. Die Verhaftung erfolgte , weil sich
bei der Vernehmung Krauses Widersprüche ergaben . Alle zehn
befreiten Gefangenen unter denen sich einige wegen Mordes und
schwerer Spionage beslrosle Schwerverbrecher befinden , sind über die
polnische Grenze entkommen . Fünf befanden sich bereits im Ge -
fängnis im Besitz von Schußwaffen . Der ganze Befreiungsalt war
von langer Hand vorbereitet , so daß an dem glatten Gelingen dieser
abenteuerlichen Flucht im wesentlichen die sehr mangelhafte Be -
wachung des Gerichtsgefängnisses die Schuld trägt .

Uvfall eines Eilgüterzuges .
München , I . Dezember Heute Mittwoch früh 2 Uhr ent -

gleisten Lokomotive und 28 Wagen des D u r ch g a n g s e t l .
güterzuges 6145 München — Berlin auf dem Bahnhof
Reichertshofen in Oberbayern infolge Bruches einer Feder -
spanne der ersten Tenderachse . Der Zugführer und ein Schaffner
wurden leicht verletzt . Der Begleiter eines Pferdewagens ,
Bernhard Wagner aus Zirndorf bei Fürth in Bayern , wurde
getötet . Der Schaden an Gütern , Gleisen und Wagen ist er -
heblich . Der Zugverkehr wird vorerst eingleisig durchgeführt .

Wölfe in Ostpreußen .
Seit längerer Zeit trieben Wölfe , dl « wahrscheinlich aus Palen

eingewechselt waren , ihr Unwesen in den Wäldern Ostpreußens .
Große AbHolzungen in Polen und sonstige Beunruhigungen haben
das Auswechseln aus ihren bisherigen Aufenthaltsorlen veranlaßt .
Die Eindringlinge richteten unter den Viehbeständen in der Zeit von
Anfang September bis Mitte Oktober , wo sich das Vieh noch des
nachts über In den Weidegärten befand , bald hier , bald dort großen
Schaden an . In einer Nacht wurden an verschiedenen Stellen ,
die oft 26 Kilometer und mehr von einander entfernt lagen , ver -
schieden « Stücke Vieh zerrissen . Besonders stark heim -
gesucht wurde in dieser Beziehung der Kreis Preußisch - Eylau . Ver -
schiedene aufs Geratewohl abgehaltene Treibjagden führten leider
nicht zum Erfolg . Auf einer Treibjagd bei dem ersten Neuschnee ,
der Mitte Oktober in recht ausgiebiger Weise fiel , konnte nur ein Wolf
in der staatlichen Försterei Wilhelmshöhe (Preußisch - Eylau) in einer
großen Fichtendickung festgemacht werden , aber auch hier konnte
er seinen Balg in Sicherheit bringen . Inzwischen taute der Schnee
weg , und eine weitere Verfolgung resp . Erlegung blieb dem Zufall
überlasten . Am Sonntag , den 14 d. M. , fingnun der staatliche
Hilfsförster Böhm , Oberfärsterei Tapiau , von der Oberförsterei
Preußisch - Eylau etwa 40 bis 50 Kilometer entfernt , einen sehr
starken Wolf ( Rüden ) in einem Tellereisen IIb : der Wolf hatte eine
Schulterhöhe von 85 Zentimeter .

Eine ganze Siadtverirewng angeklagt .
In der bekannten nordböhmischen Strumpfwirker - Grenzstadt

Schönlinde gab es jüngst eine Sensation : die ganze
Gemeindevertretung ist nach dem tschechischen Schutz -
gesetze verurteilt worden . Im Dezember 1925 war in der
Vertrchingssttzung ein Antrag angenommen worden , welcher sich
scharf gegen den Abbau der deutschen Beamten
wandt « . Solche Anträge wurden damals in jeder Gemeinde ge -
faßt . In Schönlinde aber griff die Staatsanwaltschaft ein und er -
kannte in dem Wortlaute ein Vergehen gegen das Slyutzgesetz . Bei
der Verhandlung vor dem Bezirksgericht Rumburg wurde der An -

tragsteller zu drei Tagen Arrest oder 156 Kronen ( 19 M. ) Geld¬

strafe , sämtliche Mitglieder der Vertretung zu je 48 Stunden

Arrest , umgewandelt In eine Geldstrafe von 166 Kronen ( 12 M. )
verurteilt . Alle Urteile aber lauteten auf ein Jahr bedingt mit Be -

Währungsfrist . Der Staatsanwalt aber meldete sofort die Nichtig -
keitsbeschwerde an , die Verurteilten legten ebenfalls Berufung ein .

Eine Ausstellung der Heilsarmee . Die Heilsarmee beabsichtigt ,
wie alljährlich auch diesmal eine WeiHnacbisbescherung zu veran¬

stalten und Lebensmlttelkörbe zur Verteilung zu bringen . Sie will
2. 566 Körb « verteilen , deren Kosten etwa 18 666 M. betragen . Di «

Zahl der Bittsteller — bisher find schon weit über 2666 Gesuche ein -

gelaufen — hat sich durch die Not der Zeit gewaltig vergrößert . Die

diesjährige Feier findet in den Räumen der F u n k h a l l e statt . Die

Heilsarmee zeigt zurzeft in ihren Räumen Dresdener Str . 34
«ine Ucberstcht ihres Wirkens und Schaffens an Hand von Statistiken ,
Photographien und Modellbauten .

„ Dl « schönste Frau der Staaken . " Im Ufapalast om Zop gab ' s
einen amerikanischen Modefilm . Das Märchen der nerschpnern -
den und vor allem verjüngenden Haut - Creme , das den schlauen Ge -

schäftsmann reich und den rückständigen Kaufmann ohne Retlamechef
arm macht . Das amerikanische Schönheitsidol , das neben einer creme -

durchsättigten Haut über streng festgesetzte Zentimetermaß « und

üppiges , wallendes Blondhaar verfugt , erringt auf einer mit allem

Pomp modernster Filmregie arrangierten Schönheitskonkurrenz den

ersten Preis . Als Tochter des Pleitegeiers und verabschiedet « Braut
des reichen Konkurrenten reicht sie zum Schluß dein tüchtigen Ma -

nager dankbar und beglückt ihr Händchen . Mit Handlung beschweren
sich die Amerikaner in solchen Mode - Tendenzfilmen nicht allzusehr ,
Hauptsache ist eine gut « und vor allem großartige Plazierung ihrer
Artikel . Und das ist ihnen zweifelsohne gelungen .



Um öas Notgesetz .
Verhandlungen der Regierungsparteien .

Zazisdjen der Retchsregierung und Führern der R e g i e -

cungspartcien fanden an , Dienstag nachmittag in Gegenwart
des Reichskanzlers Marx , des Reichsarbeitsministers Dr . Brauns
und des Reichswirtschaftsministers Dr Curtius Besprechungen
über die A r b e i t s z e i t f r a g c statt . Wie das „ Berliner Tage -
blatt� wissen will , soll man dabei einer Einigung unter den

Regierungsparteien wesentlich näher gekommen sein . Ein Unter¬

ausschuß der Regierungsparteien wird heute vormittag eins legte
Klärung versuchen . Dann wollen die Regierungspartelen mit der
Sozialdemokratie in Verbindung treten , um eine Berständi -
gung über die gesetzliche Regelung der Arbeits -
zeit zu erzielen . Reichskanzler Marx hat bereits am Dienstag
abend den Genossen Hermann Müller über das Ergebnis der Be -

sprcchung der Regierungsparteien verständigt .

firbeitszeitbarbarei .
Nach den von der Neichssektion Gesundheitswesen des Ver

bandcs der Gemeinde - und Stamsarbeiter vorgenommenen Er
Hebungen haben von äl ) 8l ) 7 Beschäftigten in 3W Anstallen nicht
weniger als 8302 , d. h. 16,4 Proz . , eine regelmäßige Arbeits
zeit von über 66 Stunden . Vielfach wurde festgestellt , daß
Arbeitszeiten von 72 bis 78 Stunden durchaus keine Seltenheit
sind : ja in einzelnen Anstalten bestehen sogar Arbeitszeiten von
111 und 142 Stunden pro Woche . Die Arbeitszeitverordnung für
das Pflegepersonal steht also nur auf dem Papier . In einer An -
zahl preußischer Provinzial - Heil - und Pslegeanstalten herrschen , wie
aus einem soeben eingegangenen Uran trag der sozial¬
demokratischen Fraktion des Preußischen Land
tags hervorgeht , im Hinblick aus die Arbeitszeit des Pflegeperjo
nals völlig unhaltbare Zustände . In Riederschlcsicn
besteht für männliches Pflegepersonal eine Arbeitszeit , einschließlich
Dienstbercitschaft , von 86 Stunden pro Woche . Für weibliches
Pflegepersonal ist «ine Begrenzung der Arbeitszeit überhaupt
nicht vorgesehen . Es wird ihm nur jede Woche ein sreier
Tag und ein Abcndausgang gewährt Die Diensteinteilung einer
Anstalt Obcrschlesiens besagt , daß das männliche
Psleqepersonal 31 Dienststundrn , das weibliche 142,5 Arbeits -
stunden in der Woche zu leisten hat . In einer Anstalt O st -
Preußens haben die Pflegerinnen bei der Pflege vstzdiopathischcr
Kinder einen reinen Arbeitsdienst von 74 bis 76 Stunden in der
Woche zu leisten und selbst an arbeitsireien Tagen morgens von
ö' - b bis 3 Uhr zum Dienst z » erscheinen .

Diese geradezu barbarische » Zustände in der Regelung
der Arbeitszeit mästen die Kranken und Insassen der Anstalt außer -
ordentlich gefährden . Auch für dos Krankenpslegepersonal kann
Hilf « nur im Wege des Notgesetzes geschosien werden ; denn in den
Geltungsbereich des Arbeitsschutzgesetzes ist das Pflege -
personal trotz aller Proteste nicht einbezogen .

Die 48 - Stunden - Woclie ist in den Kranken - und Pslegeanstallcn
sehr wohl durchführbar . Das beweisen vor allem die großen Staats -
krankenanstalten Hamburgs Dort besteht seit 1919 die
48 - Stunden - Woche . Auch in den Berliner Kranken - und Pflege -
anstalten ist nach den üblen Erfahrungen mit dem Neunstundcntag
der Achtstundentag wieder eingeführt worden . Was in Hamburg
und Berlin sich bewährt hat , kann sonst nicht unmöglich sein .

Um üie weihnachtszulage öer öeamten .
Tie Länder sind Angeknöpft .

Wie die BZ- Korrespondeirz mitteilt , hat der Reichsfinanzminister ,
nachdem er am verflossenen Freitag die Beamtengewerkschaften
empfangen hatte , gestern mit den Regierungen der einzelnen Länder

verhandelt und ihnen die von den Beamten a. i ihn herangetragenen
Wünsche unterbreitet . Dabei ergab es sich jedoch , daß die Länder -

regierungen . mit wenigen Ausnahmen — der Vertreter Sachsens
erhob keinen direkten Widerspruch — erklärten , daß infolge des

nicht erledigten Finanzausgleichs , ihnen die Mittel

fehlten , den Wünschen der Beamtenschaft zu genügen , und daß dos

Reich allein imstande wäre , «ine derartige Belastung auf sich zu
nehmen . Der Reichstag dürft « voraussichtlich in der übernächsten
Sitzung mit dieser Angelegenheit besaßt werden , und es fragt sich,
ob dann «in « Entscheidung , wenigstens zugunsten der Reichsbeamten ,
gefällt werden wird . Ob die Reichsbahn sich zu der Frage eines

Weihnachtszuschusses zustimmend oerhalten wird , steht noch nicht fest .

$ uc ü : e abgebauten öeamten .

Di « Vcrtreteroersammlung des Berliner Ortsausschusses
des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes , die
am Montag tagte , hat scharf gegen das Gesetz über die
Wartegeldempfänger Stellung genommen . Vom Reichs¬
tag wird verlangt , daß er , anstatt «inen Abbau wohlerworbener
Rechte vorzunehmen , die in der Reichsverfastung gegebenen Zusagen
endlich durch Verabschiedung eines brauchbaren Disziplinargesetzes
sowie durch Schaffung eines Vertretungsgesetzes für Beamte und
eines modernen Beamtenrechts erfülle . Der Gesetzentwurf über die
Wartegeldempfänger stelle eine an Bestrafung grenzende Härte
gegen die Opfer des Beamtenabbaues dar und berge
insbesondere für die ehemaligen Reichseisenbahnbcamten die Gefahr
eines völligen Verlustes ihrer Rechte in sich.

verstärkte Sicherheit für hohe öauwerke .

Ein Runderlah des Ministers für Volkswohlfahrt .
Der Einsturz eines 23 Meter hohen hölzernen Antennen -

fachwerkmastes , der auf einem Hause durch Spitzenlagerung und

Seilabspannung befestigt war , gibr dem preußischen Minister für
Bolkswohlfahrt Veranlassung , in einem Runderlaß darauf hinzu -
weisen , daß hohe Bauwerke , deren Standfestigkeit ganz oder

teilweise durch H a l t e s e i l e bedingt ist , für ihr « Umgebung eine

Gefahr bedeuten , wenn bei der Aufstellung nicht auf die Mög -
lichtest des D u r ch r o st e n s der Seile genügend Rücksicht ge -
nommen wird und die Seile nicht laufend überwacht wer -
den . Wie der Amtliche Preußische Pressedienst dem Erlaß «n: >

nimmt , bildet das einzig tauglich « Mistel gegen Durchrosten ein

sorgfältig durchgeführter Anstrich mit bewährter Rostschutzfarbe ,
der aber alle zwei Jahre auf seine Beschaffenheit zu untersuchen
und gegebenenfalls zu erneuern ist . Bewährt haben sich solche
Drahtseile , bei denen schon während der Herstellung die Hohl -
räume mit einem wirksamen Rostschutzmistel ausgefüllt werden .
Dünne Drähte oder Seile sollen nach Möglichkeit überhaupt ver -

Wieden werde » . Der Minister ersucht die nachgeordneten Be -

Hörden , die Baupolizeibehörden anzuweisen , derartigen Bauwerken

ihr Augenmerk zuzuwenden und ihre regelmäßig wiederkehrend «

Untersuchung zu veranlassen . Dabei sind Seile , deren Querschnitt
bereits durch Rost angegriffen ist , durch neu » zu ersetzen .

öauarbeitersthuh unü Unfallverhütung .
Zu dem unter obigem Titel in Nr . 345 des „ Vorwärts " ver -

össenllichten Artikel hat die Firma Aug . Iänicke eine Berichtigung
eingesandt , die m Nr . 532 , Abendausgab « des „ Vorwärts " , vom
23. November verösfentlicht ist . Unser Gewährsmann schreibt dazu
folgendes :

Die „ Berichtigung " der Firnia Iänicke haut daneben . Was
der verletzte Maurer sagt oder nicht gesagt hat , ist gleichgültig . Der
Kernpunkt der Sache ist der : war eine Schutzrüstung gemäß
der Verordnung des Berliner Polizeipräsidenten vom September
1923 vorhanden , als das Mauerwerk 7 Meter über dem Erdboden
aufgeführt war ? Diese Frage muß verneint werden . Der
Polier erklärte , er habe dazu nicht die nötigen Bretter . Das Her -
richten des Schutzgerüstes erfolgte erst auf Eingreifen eines
Beamten der Baupolizei . Daß mit der Herstellung des

Schutzgerüstes bereits begonnen war , haben wir auch betont .
Wäre das - schutzgerüst um das ganze Bauwerk vorhanden ge -
wcsen , dann hätte der Maurer nicht 9 Meter tief herabstürzen
können . Er wäre dann nur Iii bis 2 Meter tief auf das Schutz -
gerust geiallcn .

Die „ Berichtigung " ist auch eigenartig insofern , als die Firma
erklärt : „ An Rüstmaterial war reichlicher Vorrat vorhanden . " Der
Polier dagegen erklärte , zur Herstellung des Schutzgeriistes habe er
keine Bretter . _

Die Aussperrung in Sachsen - Thürkngen .
Bisher 21 000 Ausgesperrte .

Gera , 1. Dezember . ( Eigener Drohtbericht . ) Bisher sind vom

Sächsisch - Thüringischen Webereiverdand 21 666 Arbeiter und Arbeite -
rinnen ausgesperrt . In Meerane , Glauchau und Neu -

st a d t a. d. Orla , wo die Aussperrung mit Rücksicht auf die bevor »

stehenden Berhandlungen verschoben wurde , sind bei den Fabri -
kanten , die dem Unternchmeroerband angeschlossen sind , insgesamt
5666 Arbeiter und Arbeiterinnen beschäftigt . Auf Betreiben der

Unternehmer hat das Reichsarbeitsministerium die Verhandlungen
bereits auf Donnerstag vormittag 11 Uhr festgesetzt .

Immer wieäer üie Reichsbahn .
Sonderbare Zustände .

Vom Einheitsoerband der Eisenbahner wird uns geschrieben :
Daß die Tarisgewerkschaften einen unermüdlichen und zähen

Kampf mit der Reichsbahn und insbesondere mit den untergeord -
neten Organen der Aemter und Dienststellen führen über die Durch -
führung der tariflichen Bestimmungen oder der vereinbarten Ge -
dingerichtlinien , ist wiederholt an dieser Stelle erörtert worden . Bis
auf wenige Dienststellen finden Tarifgewerkschaften auch die not -
wendige Unterstützung . Dort aber , wo jede Vernunft und Solidarität
in der Arbeiterschaft von Schmarotzern niedergetreten wird , herrschen
geradezu unglaubliche Zustände .

Die dort bestehende Schinderei drängt zur notwendigen Prüfung
der auf ganz eigenartige Weise ermittelten Stückzeiten für Annahme .
Ver - und Entladung der dort zu bewegenden Güter . Wir sehen
heute von Einzelheiten ab in der Annahme , daß Herr Kraft in Ver .
bindung mit dem Gilterinspektor Sasse die nicht mit den Gedinge -
richtlinicn in Einklang zu bringenden Auswüchse des Vorarbeiters
und Betriebsrates Huck und der F ü l l g r a f und Matthe ! be -
scitigr .

Neben dem kampflustigen Herrn Sasse steht seine rechte Hand
Huck . Diese Blüte erscheirn bereits 1 bis 1 % Stunden vor Arbeits¬
beginn auf der Dienststelle und sortiert Frachtbriese . In dieser
Zeit soll er , um einmal im Jargon der Güterbodenarbeiter zu reden ,
die M i l ch w a g e n m e l k e n. In seiner dienstfreien Zeit verladet
er Konserven bei der Firma W a ch h o l z. Äemensstraße , oder
trägt Kohlen bei der unmittelbar an der Güterabfertigung liegen .
den Kohlenfirma Herrmann . Das ist ein Verstoß gegen den
Z 8 der von der Verwaltung bei allen anderen Anlässen scharf durch -
gefübrten Arbeitsordnung . Wir fragen aber auch die Steuerbehörde ,
ob Huck , wohnhaft Ouitzowftraße , gegenüber der Güterabfertigung
Moabkt , für ' eine ansehnlichen Nebeneinkünfte Steuern zahlt . Wir
richten auch an die verantwortliche Stelle der Reichsbahndirektion
die Anfrag « , was sie mit Huck und seinen Genossen zu tun gedenkt ,
wenn nachgewiesen wird , daß er sich beim Melken der Milch -
wagen Vorteile verschafft hat .

Wir wollen heute nicht weiter auf die geradezu einzig dastehen -
den Verhältnisse eingehen , glauben aber von der dortigen Arbeiter -
schast erwarten zu können , daß sie mit diesen Zuständen aufräumt ,
um geordnete Verhältnisse auch bei der Güterabfertigung Moabit zu
schassen .

Eine andere Blüte , diesmal nicht aus Arbeiter - , sondern Be .
amtenkreisen , ist der Bauinspektor H a l b e d e l von der Bahn -
meistere ! 61 Gesundbrunnen . Dieser Herr war früher in
Kattowitz tätig und mußte nach seinen eigenen Darstellungen fluch .
ten , weil ihn die polnischen Arbeiter erschießen wollten . Seine
Methoden versucht er nunmehr auf der Bm . 61 anzuwenden , indem
er die ihm unterstellten Bahnunterhalwngsarbeiter folgendermaßen
versucht zu erziehen : „ Es gibt was mit dem Knüppel ! " ( der Mann
läuft nämlich mit seinem gelben Spazierstock die Strecke ab ) , oder

„ Ich werde euch schon zwiebelnk " , . Es gibt was auf den Kopfl "
Wir stellen hiernül die Anfrage an den Präsidenten Dr . Staoss

der Reichsbahndirektion , ob er sich mit der Handlungsweise dieses

Bauinspektors einverstanden erklärt . Es könnte passieren , daß die

Arbeiter und unteren Beamten der Gruppen bis VI , die auch von

diesem Herrn mit den erniedrigendsten Ausdrücken belegt werden , zur

Selbsthilfe greifen . _

Lohnbewegung der Töpfer .

Zwischen dem Provinzialorbeitgeberverband des Töpfer , und

Ofensetzergewerbes Berlin und Umgegend und dem Baugewerksbund
war im April dieses Jahres durch ein Abkommen sowohl für den

Lohn - als auch den Manteltarif der 31. Dezember als Ablaufs -

t e r m i n vereinbart worden . Die Unternehmer haben nunmehr

beschlossen , dieses Abkommen zum 31 . Dezember zu kündigen

und eine Aenderung der für sie „ untragbaren " Bestimmungen beider

Betträge zu fordern
Die im Baugewerksbund organisietten Topfer waren in chren

Bezirks - und Vertrauensmännerversammlungen sowie in der Fach -

gruppenlestung schon vorher zu der Auffassung gekommen , daß das

Abkommen von ihnen gekündigt werden müsse , da in beiden Ver -

trägen Bestimmungen enthallen sind , die sich in der Praxis sehr zu -

Ungunsten der Arbeiter ausgewirkt haben und geändert werden

müßten . Vor ollem wurde gefordert , daß der Akkordprozent -

s a tz dem Stundenlohnlatz wieder gleichgesetzt wird , wie es

im Tarifvertrag wohl festgelegt ist . aber infolge einer Sonderad -

machung nicht gehandhabt werden braucht .
In der gut besuchten Versammlung der Topfer am Montag

abend in den Rcstdenzsestsälen erläuierte der Fachgruppenleitec

John eingehend die Verbesserungsvorschläge . die den Unter -

nehmerck überreicht werden sollen . Die Versammlung , die die

Kündigung des Abkommens einstimmig beschloß , stimmte

den Borschlägen zu und beauftragte ihre Berhandlungskommission ,

jede etwaige Forderung der Unternehmer aus vne Verschlechterung

der Tarife ganz entschieden zurückzuweisen .
Der Bczirksleiter Kemnitz betonte , daß auf die wichtigsten

Forderungen bestanden werden müsse und höchstens einige für

spätere Berhandlungen zurückgestellt werden dürften . Ein Antrag .

den Kongreß der Werktätigen zu beschicken , fand keinen Anklang und

kam nicht zur Abstimmung . Beifällig aufgenommen wurde die Mit -

teilung . daß sich die Uebertritte aus dem noch bestehenden

Verein der Töpfer mehren und sich auch die neugegrundete

Gruppe der Töpferlchrlinge eines guten Zuspruchs erfreut .

Forderungen der Bergarbeiter in der Tschechoslowakei .

Prag , 36. November . ( WTB . ) Im Laufe der nächsten Woche

werden in Prag Beratungen aller Fachorganisationen der Bergleute

stattfinden , in denen über das Vorgehen im Kampfe zur Durchsetzung

der Forderungen der Bergleute verhandelt werden soll , die von den

Betrieben bekanntlich abgelehnt wurden . Bis zum Ergebnis diese ?

Konferenzen soll an dem gegenwärtigen Stand nichts geändett wer -

den . Das Vorgehen soll cinheillich in allen Revieren sein .

Das Znler nationale Berufssekretariat für Lehrer wurde am

28. November endgültig in Brüssel errichtet

®er Verband der Maler » nd Lackierer liibi bekannt daß ab 8. Dezember Natt
Bit dieber Dannerelag «/ letzt Freitag « da , Bureau von 8 dt « 7 Übt abend «
geöffnet ist. Alle anderen Tage Bureauzeit van 8 dl - 3 Uhr. Drr Barstand .

/ins öer Partei .
„Slrbeiterwohlsahri . "

In der neuen Nummer der „ Arbeiterwohlfahrt " 3 vom 1. De -

zember macht Genosse Ministerialrat Dr . Maier , Dresden , unter
dem Titel „ Brauchen wir noch Fürsorgeerziehung ? " Borschläge zur
Zusammenlegung der Jugendämter mit den Fürsorgeerziehungs -
behörden und für den Abbau der Fürsorgeerziehung überhaupt
Sodann kommen zum erstenmal in der neuen Zeitschrift zwei Für -
sorgerinnen , die Genossinnen K u r g a ß und Schipper , zum Wort

über Probleme und Aufgaben einer sozialdemokratischen Für -

sorgeriil . Die Zeitschrift bringt weiter einen Aufsatz über Aufbau
und Aufgaben eines Kreiswohlsahrtsamte » vom Genossen G i e s e -

Sprottau und in der Umschau Darstellungen über die Abänderung
der Erwerbslosenfürsorge von Genossin Schröder , M. d. R . über
den Stand der staatlichen Regelung der Ausbildung männlicher Für -
sorger von Genossin Wachenheim , über den neuen Erlaß des

Volkswohlfahrtsministers in Preußen zur Fürsorgeerziehung von

Genosse Friedländer . Im Abschnitt „ Aus der Arbeiterwohl -
fahrt " gibt Genossin Buchxucker einige Hinweise für die Weih -
nachten in den Arbeiterwohlfahrtsausschüssen . Genosse L e d e r e r

zeigt die Bedeutung der Kassenführung und Statistik auf . Mit -

teilungen aus der Organisation und Buchbesprechungen bilden den

Abschluß der Nummer .
_

Zur internallonalen sozlaNsllschen Dressekonferrnz trogen wir
aus „ II . " , der Nachrichtenkorrespondenz der Internationale , noch
folgendes nach : Der Konferenz lag ein ausführlicher Bericht vor .
den das Sekretariat der Internationale auf Grund der Antworten

auf einen Fragebogen ausgearbeitet hatte . In 33 Ländern sind
der SAJ . gegenwärtig 45 Patteien angeschlossen . Bon diesen be -

sitzen 27 Parteien in 23 Ländern Tageszeitungen . Die Gesamt -
zahl der Tageszeitungen ist gegenwärtig 3 1 7. Auf den

Fragebogen liefen die Antworten für 276 Tageszeitungen ein . —
Die Konferenz erörterte eingehend die Möglichkeiten der Ver -
d i ch t u n g des bereits bestehenden gegenseitigen Nachrichten -
austausches und war einmütig in dem Gedanken , daß das Endziel
dieser Bestrebungen die Errichtung einer internationalen Tele -

graphenagentur sei . Zunächst soll jedoch vor allem an dem Aus -
bau der schon bestehenden Beziebungen und Institutionen gearbeitet
werden . Insbesondere sollen Verhandlungen eingeleitet werden ,
um den Kontakt zwischen den auswärtigen sozialistischen
Pressevertretern in den einzelnen Hauptstädten zu ver -
bessern . Die Exekutive der Internationale soll diese Arbeiten
fördern und zu gelegener Zelt eine neue Konferenz einberufen .

Brr - Ntwortlick , fstt DoMik : Dr. ckurt »«>»«' ! Wirtsibaft : Vrwr Satrr »»«!
Gewerkschaftsbeweaiina : Frledr . Ltzkor «! Fruillrton : tt . ®. DIlihrr : Lokales

und Eonftiacs : Fritz NarNädt ! Anzeioen : Tb. Slocke : sömllicki in Berlin .
Verla »: Borwärts - Verla » D. in. b. S. . Berlin Druck: Borwäi ts - Buckbrnckerel
und Berlaasanstalt Baul Einaer u. Co. Berlin SW 88. Lindenliraste 3.

IMdlllMMM - seH
Achtung , Schmiede !

Die für Donnersta », de » 2. Dezember ,
«»gel ' tzteArbeUslosenoersammkung findet
umständehalber nicht statt .

vi « Ortaverivaitnug .

« nr « er Stempel —

Original Befetna
bürgt für die Echtheit unterer - ver¬
besserten , elastischen u. geräuschlos .

Ratest - Ket ! ea - iHatratze

Patentarnthcn eeschüttt \ ' r. 878099 .
kill sdiwerste Belastung. Utberall crbältlidi.

20 Jahre Garantie
BertinerPe ler - Matratzcn FabrU «

Benin O 27. Krautstraüt 4. 8

Watcersucnt fsper .
alte Fä: le ) , werden
überraschend be¬
seitigt durch mein

Spezlal-Polra
Karton 3 Mark .

ApotUlloigr
Hameln a d. W. 75.

Gul gewachsene ,

iesanc c and
nnkel�rüne

Weihnacbts -
bänrne 6 —» m)

M. 0,65 bis M. " ,85
pro Stck . ( nach Qua¬
lität ) verkauft frei

Verladestation
Max Bech

Hur * l. DlUun .
( Holstein ) .

mm Fernruf 27. mm

Läuf erstoff e,T eppiche

Linoleum
adtsfudie � » Dedwn

L . Sarsende ™

Charlottenburg
Wlndacheldstr . 11 , Ecke Pesialozzlstr

Wllmersdsrfer Str . 79 , Ecke Sybelstr

Telephon i CtalnpIeU 4194 , 8839 , « SSO .

Adolf Hoffmann

Knorke
Scfaalhamoretke

mit Illastrafionea
von Willi Steiner1

Prel » 50 Pttz- Porto 5 Pt «.

Vorrätig in allen
Vorwärts - Autgabeitellen

Meine zahnärxillche Praxis
befindet sich von jetrtab

Ber3mS59 , Boppstraße 1U '

am Koftbuser Damm
Sprechstunden : 9—1. 3 —7 Uhr

Telephon : Hasenheioe Nr. 9754
Zahnar zi Dr . Leo Landau

0. Baer , Berlin N20
Badstrafjc 26 , Ecke Prinzenallee

Neuheiten
iur

Herbst und Winter
in

ilerrea - u . Enabentcoden
Fertig und nach Maß

Joppen und Schlafrocke

Sport - und

BeruJskieiduns
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